Bericht
Ref.VI1/005/2018

NURNBERG
Beratung Datum Behandlung Ziel
Ausschuss fir Recht, Wirtschaft und 26.09.2018 offentlich Bericht
Arbeit
Betreff:

Antisemitische Demonstration in Nirnberg
Antrag der CSU-Stadtratsfraktion vom 09.07.2018

Anlagen:
Antrag der CSU-Stadtratsfraktion vom 09.07.2018

Sachbericht

Bericht:

Am 30.06.2018 fand in Nurnberg eine rechtsgerichtete Versammlung mit dem Thema ,Freiheit
fur alle politisch Gefangenen, Abschaffung des § 130 statt, in deren Redebeitragen es zu
antisemitischen AuRerungen kam und von einem Redner der ,Hitlergru“ gezeigt wurde. Die
Verwaltung nimmt Stellung zu den hierzu gestellten Fragen zur Versammlungsanzeige, der
Bewertung und dem Verlauf der Versammlung und zu MafRnahmen bei kiinftigen &hnlichen
Versammlungen.

1. Finanzielle Auswirkungen:

[ ] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begrundung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

(— weiter bei 2.)

X] Nein (— weiter bei2.)
[] Ja

[] Kosten noch nicht bekannt

[ ] Kosten bekannt

Gesamtkosten € | Folgekosten € pro Jahr

[] dauerhaft [ ] nur fiir einen begrenzten Zeitraum
davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr

davon konsumtiv € | davon Personalkosten € pro Jahr

Seite 1 von 3



Stadt NUrnberg Bericht Ref.VI1/005/2018

Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermachtigungen ausreichend zur Verfiigung?
(mit Ref. I/Il / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. I/ll / Stk in Kenntnis gesetzt)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
[ ] Nein (— weiter bei3.)
X Ja
[] Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

[] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt

2b. Abstimmung mit OrgA ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

1 Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

X Ja Betroffenheit zahlreicher Personengruppen bei extremistischen
Versammlungen im hohen MaRRe vorhanden. Verwaltung stellt dar, welche
versammlungsrechtl. Mdglichkeiten zur Verhinderung bestehen.

4. Abstimmung mit weiteren Geschéaftsbereichen / Dienststellen:

[[] RA (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)
[] Ref.IV/Projektbiiro
[1 Ref. Vi
[]

Seite 2 von 3



Stadt NUrnberg Bericht Ref.VII/005/2018

Seite 3 von 3



	REF_vovanr
	REF_voname
	Beratungsfolge
	REF_vobetr
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Text32
	Text12
	Kontrollkästchen23
	Kontrollkästchen24
	Text23
	Beschlußvorschlag

